
  

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages 

  

Herrn 

Ansprechpartner/in: Herr 

Durchwahl: 0511 3 

E-Mail: eingabenbuero@lt.niedersachsen.de 

Eingabenummer: 03271/11/18 

22.06.2023 

Ihre Eingabe betr. 

Informationsfreiheitsgesetz für Niedersachsen 

Sehr geehrter Herr Eberhardt, 

der Petitionsausschuss hat Ihre Eingabe und die dazu eingeholte Stellungnahme des zu- 

ständigen Ministeriums in seiner nicht öffentlichen Sitzung am 07.06.2023 beraten und dem 

Landtag dazu den nachfolgenden Beschluss empfohlen: 

Die Eingabe wird der Landesregierung als Material überwiesen. Im Übrigen ist 

der Einsender über die Sach- und Rechtslage zu unterrichten. 

Der Landtag ist dieser Empfehlung, die aus der Landtagsdrucksache 19/1585 zu ersehen ist, in 

seiner Sitzung am 22.06.2023 gefolgt. Damit ist die parlamentarische Behandlung der Eingabe 

abgeschlossen. 

Die Stellungnahme des Ministeriums ist zu Ihrer Unterrichtung über die Sach- und Rechtslage 

beigefügt. 

Ebenso liegt ein Merkblatt, in dem die Beschlussmöglichkeiten des Landtages zu Eingaben 

nochmals kurz erläutert werden, bei. 

Mit freundlichen Grüßen n 
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Stellungnahme des Niedersächsischen Justizministeriums zur Eingabe Nr. 

03271/11/18 des Herrn Ulrich Eberhardt aus Göttingen 

Der Petent begehrt die Verabschiedung eines Informationsfreiheitsgesetzes für Nie- 

dersachsen. 

i 

Mit Schreiben vom 21.02.2022 wandte sich der Petent an den Niedersächsischen 

Landtag und führte aus, dieser möge ein Informationsfreiheitsgesetz beschließen, 

damit der Zugang zu Wissen und Information aus Politik und Verwaltung der Bevöl- 

kerung in Niedersachsen die Möglichkeit zu informiertem und selbstbestimmtem 

Handeln verleihe. Da bislang in Niedersachsen kein entsprechendes Gesetz erlassen 

worden sei, habe die Bevölkerung in Niedersachsen im Vergleich zu den Verhältnis- 

sen in anderen Bundesländern und dem Bund nur sehr geringe Möglichkeiten, Zu- 

gang zu amtlichen Informationen zu erlangen. 

Dem Petenten ist mit Schreiben vom 22.03.2022 zunächst mitgeteilt worden, dass 

sich der Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen im Rahmen der Beratung der 

Landtagsdrucksache 18/4843 mit seiner Eingabe befassen werde. Da der entspre- 

chende Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Informationsfreiheits- und 

Transparenzgesetzes für Niedersachsen bis zum Ablauf der 18. Wahlperiode nicht 

mehr abschließend behandelt worden und damit der Diskontinuität anheimgefallen 

ist, wurde die Eingabe nunmehr dem Petitionsausschuss zugewiesen. Der Petent 

wurde hierüber mit Schreiben vom 14.11.2022 unterrichtet. 

Aus dem Koalitionsvertrag zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 

(SPD) Landesverband Niedersachsen und Bündnis 90/Die Grünen Niedersachsen 

für die Jahre 2022 - 2027 ergibt sich, dass in Niedersachsen ein modernes und um- 

fassendes Informationsfreiheits- und Transparenzgesetz für eine freie und transpa- 

rente Gesellschaft geschaffen werden wird. Dabei sollen staatliche Stellen verpflich- 

tet werden, alle relevanten Informationen digital in einem Transparenzregister zu ver- 

öffentlichen. Nur zum Schutz von personenbezogenen Daten oder zum Schutz we-



sentlicher öffentlicher Belange soll der Informationszugang in begründeten Ausnah- 

mefällen beschränkt werden können. Die Schaffung eines solchen Informationsfrei- 

heits- und Transparenzgesetzes ist der Landesregierung ein wichtiges Anliegen. Nä- 

heres zum zeitlichen Ablauf des Gesetzesvorhabens steht derzeit noch nicht fest.
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Anlage 

Empfehlungen der Ausschüsse 

Die Ausschüsse empfehlen dem Landtag zu jeder Eingabe in der Regel einen der folgenden Beschlüsse: 

1. die Eingabe wird der Landesregierung zur Berücksichtigung überwiesen, 

die Eingabe wird für erledigt erklärt, 
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 die Eingabe wird der Landesregierung zur Erwägung überwiesen, 

die Eingabe wird der Landesregierung als Material überwiesen, 

der Einsender der Eingabe ist über die Sachlage/Rechtslage zu unterrichten, 

der Landtag hat/sieht keine Möglichkeit/keinen Anlass, sich für das Anliegen des Einsenders zu 

verwenden/der Eingabe zu entsprechen. 

Soll eine Eingabe für erledigt erklärt werden, so soll in dem Beschluss angegeben werden, wodurch sich die 

Eingabe erledigt hat. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse zu Eingaben werden, sofern sie nicht in Beschlussempfehlungen zu Ge- 

setzentwürfen oder Anträgen aufgenommen werden, in Eingabenübersichten zusammengefasst. Diese werden 

als Landtagsdrucksachen verteilt. 

Erläuterungen zu den in der Geschäftsordnung vorgesehenen Beschlussformeln: 

Die Eingabe wird der Landesregierung zur Be- 

rücksichtigung überwiesen: 

Dadurch wird die Landesregierung ersucht, im 

Rahmen des geltenden Rechts dem Wunsch 

des/der Einsenders/Einsenderin zu entsprechen 

oder seiner/ihrer Beschwerde abzuhelfen. Dies 

ist die weitestgehende Form der positiven Erledi- 

gung einer Eingabe durch das Parlament. Sie hat 

zur Voraussetzung, dass der Landtag das Anlie- 

gen des Einsenders als gerechtfertigt bzw. die 

Beschwerde als berechtigt ansieht. Die Landes- 

regierung teilt dem Landtag mit, ob und ggf. in 

welcher Weise sie dem Ersuchen nachkommt. * 

Die Eingabe wird der Landesregierung zur Er- 

wägung überwiesen: 

Damit wird der Landesregierung empfohlen, im 

Interesse des Einsenders in eine weitere oder 

nochmalige Prüfung der Angelegenheit einzutre- 

ten und ggf. bisher nicht berücksichtigte Tatsa- 

chen oder Gesichtspunkte in ihre Überlegungen 

einzubeziehen. Die Landesregierung unterrichtet 

den Landtag über das Ergebnis. * 

Die Eingabe wird der Landesregierung als Mate- 

rial überwiesen: 

Der Landesregierung wird anheim gestellt das 

Vorbringen des/der Einsenders/Einsenderin bei 

der Ausarbeitung eines einschlägigen Gesetz- 

entwurfs, beim Erlass von Richtlinien oder bei 

sonstigen Verwaltungsmaßnahmen zu prüfen 

und ggf. zu verwerten. 

Der/die Einsender/Einsenderin der Eingabe ist 

über die Sachlage/Rechtslage zu unterrichten: 

Diese Art der Erledigung kommt in Betracht, 

wenn dem Wunsch des/der Einsen- 

ders/Einsenderin aus rechtlichen oder tatsächli- 

chen (z. B. finanziellen) Gründen nicht entspro- 

chen oder seiner/ihrer Beschwerde nicht abge- 

holfen werden kann und wenn außerdem der/die 

Einsender/Einsenderin über diese Hindernisse 

noch nicht ausreichend informiert ist oder er/sie 

noch andere Auskünfte oder Hinweise erhalten 

soll. 

  

5. 

T: 

Die Eingabe wird für erledigt erklärt: 

Dieser Beschluss wird vorgeschlagen, wenn dem 

Wunsch des/der Einsenders/Einsenderin inzwi- 

schen entsprochen oder seiner/ihrer Beschwerde 

abgeholfen worden ist. Eingaben, die auf gesetz- 

geberische Maßnahmen hinzielen, erledigen sich 

durch die Verabschiedung des betreffenden Ge- 

setzes, auch wenn dem Anliegen in der Sache 

nicht entsprochen worden ist. 

Der Landtag hat/sieht keine Möglichkeit, sich 

für das Anliegen des/der Einsenders/Einsenderin 

zu verwenden/der Eingabe zu entsprechen: 

Dieser Beschluss wird gewählt, wenn dem Anlie- 

gen aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen 

nicht entsprochen werden kann, sodass es nicht 

notwendig ist, die Sachlage/Rechtslage im Ein- 

zelnen darzustellen. 

Hierher gehören besonders die Fälle, in denen 

der/die Einsender/Einsenderin begehrt, dass der 

Landtag - unzulässigerweise - Gerichtsentschei- 

dungen beeinflusst oder abändert. 

Der Landtag hat/sieht keinen Anlass, sich für 

das Anliegen des/der Einsenders/Einsenderin zu 

verwenden/der Eingabe zu entsprechen: 

  

Dieser Beschluss kommt u. a. in Betracht, wenn 

der Einsender schon ausreichend über die Sach- 

und Rechtslage unterrichtet worden ist und der 

Landtag Ergänzungen nicht für erforderlich hält. 

Der Beschluss ist auch angebracht, wenn die 

Eingabe offensichtlich unbegründet ist. 

*(Zu Ziffern 1 und 2: In beiden Fällen unterrichtet 

die Landesregierung den Landtag über das von 

ihr Veranlasste.)
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Herrn Bearbeitet von: Fra 
j Durchwahl: 051 

Mein Zeichen: 1/73- 

E-Mail: eingabenbuero@lt.niedersachsen.de 

14.11.2022 

Eingabe vom 21.02.2022, eingegangen am 21.02.2022 

betr. Informationsfreiheitsgesetz für Niedersachsen 

Sehr geehrter Herr Eberhardt, 

ich komme zurück auf mein Schreiben vom 22.03.2022, mit dem ich Ihnen mitgeteilt hatte, 

dass Ihre Eingabe vom 21.02.2022 als „Vorlage“ zu dem Gesetzentwurf in der Drucksache 

18/4843 behandelt und an die zuständigen Mitglieder der beteiligten Fachausschüsse verteilt 

worden sei. 

Indes ist der seinerzeit vorliegende 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Informationsfreiheits- und 
Transparenzgesetzes für Niedersachsen 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/4843 

bis zum Ablauf der 18. Wahlperiode nicht mehr abschließend behandelt worden und damit 

der Diskontinuität anheimgefallen. In der Folge konnte auch Ihre Eingabe nicht abschließend 

behandelt werden. 

Aus diesem Grund wird Ihre Eingabe nunmehr dem Petitionsausschuss zugewiesen, der 

sich mit Ihrer Eingabe befassen wird. Ihre Eingabe wird künftig unter der Nummer 

03271/11/18 

weitergeführt. 
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Zu Ihrer Eingabe wird eine Stellungnahme der Landesregierung eingeholt, die der Petitions- 

ausschuss zusammen mit der Eingabe erörtern wird. Die gründliche Klärung des Sachver- 

haltes und der rechtlichen Fragen erfordert eine gewisse Zeit. Ich bitte Sie daher, sich auch 

weiterhin zu gedulden. 

Der Ausschuss wird die Beratung Ihrer Eingabe mit einer Empfehlung abschließen, über die 

der Landtag beschließt. Sobald dieser Beschluss ergangen ist, werden Sie darüber unter- 

richtet. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse zu Eingaben werden als Landtagsdrucksachen veröffent- 

licht. Aus diesen Drucksachen sind Name und Wohnort der Personen, die Eingaben an den 

Landtag gerichtet haben, und deren Anliegen (in kurzen Stichworten) ersichtlich. Der Land- 

tag berät und beschließt auch in öffentlicher Sitzung über die Eingaben. Dieses Verfahren 

muss der Landtag einhalten, um dem Öffentlichkeitsgebot der Niedersächsischen Verfas- 

sung (Artikel 22 Abs. 1) zu entsprechen. 

Ich gehe davon aus, dass Sie mit dem Verfahren einverstanden sind, wenn ich von Ihnen 

nicht innerhalb der nächsten 14 Tage eine gegenteilige Mitteilung erhalte. 

Bei Rückfragen geben Sie bitte die vorstehend genannte neue Eingabenummer an. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrage 
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Herrn Ansprechpartner/in: Frau 

Ulrich Eberhardt Durchwahl: 0511 
Mein Zeichen: 1/73- 

E-Mail: eingabenbuero@lt.niedersachsen.de 

Ihr Zeichen: 

22.03.2022 

Eingabe vom 21.02.2022, online eingegangen am 21.02.2022 

betr. Informationsfreiheitsgesetz für Niedersachsen 

Sehr geehrter Herr Eberhardt, 

Ihr o. a. Schreiben wird vom Niedersächsischen Landtag als Eingabe behandelt, mit der 

sich der 

Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen 

befassen wird. Um Verwechslungen auszuschließen, erhält Ihre Eingabe die Nummer 

03271/01/18. 

Bei Rückfragen geben Sie bitte diese Eingabenummer an. 

Die Eingabe wird im Rahmen der Beratung der Landtagsdrucksache 18/4843, voraus- 

sichtlich in öffentlicher Sitzung, behandelt werden. 

Die Drucksache ist zu Ihrer Information beigefügt. 

Um sicherzustellen, dass die beteiligten Abgeordneten und die Landesregierung von Ihrer 

Eingabe Kenntnis erhalten, wird sie als Beratungsvorlage verteilt. Auf Anfrage wird die 

Vorlage auch interessierten Medien und Bürgerinnen und Bürgern zur Verfügung gestellt. 
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Der Ausschuss wird die Beratung Ihrer Eingabe mit einer Empfehlung abschließen, über 

die der Landtag beschließt. 

Sobald dieser Beschluss ergangen ist, erhalten Sie davon Nachricht. 

Vorsorglich möchte ich schon jetzt darauf hinweisen, dass der Landtag nur im Rahmen 

seiner rechtlichen Möglichkeiten über Eingaben entscheiden kann. Nähere Erläuterungen 

entnehmen Sie bitte der Anlage. 

Schließlich weise ich darauf hin, dass die mitgeteilten persönlichen Daten sowie der 

Schriftverkehr unter Beachtung des Datenschutzes in dem elektronischen Petitionsbear- 

beitungssystem des Landtages gespeichert und verarbeitet werden. Dies beinhaltet im 

Regelfall auch, dass Ihre Eingabe mit allen von Ihnen gemachten — auch personenbezo- 

genen - Angaben einem oder mehreren fachlich betroffenen Ressorts der Landesregie- 

rung und ggf. weiteren fachlich betroffenen Stellen zugeleitet wird. 

Im Übrigen wäre ich für eine Nachricht dankbar, wenn sich Ihre Anschrift ändert, damit der 

tere Schriftverkehr nicht erschwert wird. 

& 

it freundlichen Grüßen 

m Auftrage 
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Online-Petition - Zusammenfassung 

Eigene Daten: 

Titel: 

Vorname: Ulrich 

Name: Eberhardt 

Organisation: 

Strasse / Hausnr.: 

PLZ. 

Ort: Göttingen 

Land: Deutschland 

Bundesland Niedersachsen 

Telefon: 

E-Mail: 

  

Betreff der Petition: 

Einzelpetition als Legislativeingabe: Informationsfreiheitsgesetz für Niedersachsen 

Wortlaut der Petition: 

1von2 21.02.22, 10:12



Niedersächsischer Landtag - Online Petition https://www.navo.niedersachsen.de/navo2/portal/nipetit... 

Der niedersächsische Landtag möge ein Informationsfreiheitsgesetz beschließen, damit 

der Zugang zu Wissen und Information aus Politik und Verwaltung der Bevölkerung in 

Niedersachsen die Möglichkeit zum informierten und selbstbestimmten Handeln 

verleiht. 

Begründung: 

In Niedersachsen gibt es bislang weder ein Informationsfreiheitsgesetz noch ein 

Transparenzgesetz. Gesetzesanträge der Opposition seit 2004! und in den Jahren 2009 

und 2013 scheiterten. SPD und Bündnis 90/Die Grünen hatte damals ein Gesetz nach 

dem Vorbild des Hamburger Transparenzgesetzes bis 2018 angekündigt, als sie in der 

Regierung waren dann aber kein Gesetz verabschiedet. Die derzeitige Koalition aus SPD 

und CDU plante keine Auskunftsregelung für mehr Transparenz. 

Laut Transparenzranking Deutschland? ist was transparenzgebende Gesetze betrifft 

Niedersachsen neben Sachsen und Bayern auf dem letzten Platz mit Null Transparenz. 

Die Bevölkerung in Niedersachsen hat nur sehr geringe Möglichkeiten, im Vergleich zu 

den meisten Bundesländern und dem Bund, Zugang zu amtlichen Informationen zu 

erlangen. Dieser Zustand soll durch ein Informationsfreiheitsgesetz in Niedersachsen 

beseitigt und direkte Beteiligung an der Demokratie so gestärkt werden. 

  
"vgl. Rede des ehemaligen Innenministers Uwe Schünemann (CDU), der Transparenz 

damals ablehnte und dessen Einfluss anscheinend heute noch wirkt 
https://www.mi.niedersachsen.de/aktuelles/presse_informationen/60959.html 

* https://transparenzranking.de/laender/niedersachsen) 

ww Hochachtungsvoll 

Ulrich Eberhardt 

Anhänge: 

Zurück 

en Be 

Petition senden 
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